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7 6 3 . Bundesgesetz: Bundesfinanzierungsgesetz, Änderung des Bundeshaushaltsgesetzes 1986, des
Prokuraturgesetzes und des Postsparkassengesetzes 1969
(NR: GP XVIII RV 717 AB 792 S. 88. BR: AB 4377 S. 561.)

7 6 4 . Bundesgesetz: Änderung des Nullkuponfondsgesetzes
(NR: GP XVIII RV 705 AB 791 S. 88. BR: AB 4376 S. 561.)

7 6 5 . Bundesgesetz: Änderung des Kunstförderungsbeitragsgesetzes 1981
(NR: GP XVIII RV 718, AB 794 S. 88. BR: AB 4379 S. 561.)

7 6 6 . Bundesgesetz: Zeichnung von zusätzlichen Kapitalanteilen bei der Internationalen Finanzcorporation
(IFC)
(NR: GP XVIII RV 695 AB 789 S. 88. BR: AB 4374 S. 561.)

767 . Bundesgesetz: Leistung eines weiteren Beitrages zur Weltbank-Konsultativgruppe für internationale
landwirtschaftliche Forschung (CGIAR)
(NR: GP XVIII RV 709 AB 793 S. 88. BR: AB 4378 S. 561.)

7 6 8 . Bundesgesetz: Förderung der Special Olympics Welt-Winterspiele für Geistig- und Mehrfachbehin-
derte 1993 durch Herausgabe einer Sonderpostmarke mit Zuschlag
(NR: GP XVIII IA 385/A AB 745 S. 88. BR: AB 4381 S. 561.)

763. Bundesgesetz über die Verwaltung und
Koordination der Finanz- und sonstigen
Bundesschulden (Bundesfinanzierungsgesetz),
die Änderung des Bundeshaushaltsgesetzes
1986, des Prokuraturgesetzes und des Post-

sparkassengesetzes 1969

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Bundesgesetz über die Verwaltung und Koordina-
tion der Finanz- und sonstigen Bundesschulden —

Bundesfinanzierungsgesetz

Österreichische Bundesfinanzierungsagentur

§ 1. (1) (Verfassungsbestimmung) Der Bundesmi-
nister für Finanzen ist ermächtigt, zur Durchfüh-
rung der in § 2 bezeichneten Aufgaben eine
Gesellschaft mit beschränkter Haftung zu gründen,
die zur Gänze im Eigentum des Bundes steht. Der
Sitz der Gesellschaft mit beschränkter Haftung ist
Wien. Das Stammkapital beträgt eine Million
Schilling.

(2) Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung
führt die Firma „Österreichische Bundesfinanzie-
rungsagentur" (ÖBFA) und ist berechtigt, das
Bundeswappen zu führen. Eine Gründermehrheit ist
nicht erforderlich. Das GmbH-Gesetz ist auf die

ÖBFA mit Ausnahme des § 5 Abs. 2 GmbH-Gesetz
nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Bundesge-
setzes anzuwenden. § 30 j Abs. 5 des GmbH-Geset-
zes findet auf von der ÖBFA gemäß § 2 im Namen
und auf Rechnung des Bundes zu besorgende
Aufgaben keine Anwendung.

(3) Die Bestimmungen des Kreditwesengesetzes
und der Gewerbeordnung sind auf die ÖBFA nicht
anzuwenden.

§ 2. (1) (Verfassungsbestimmung) Die ÖBFA hat
im Namen und auf Rechnung des Bundes folgende
Aufgaben unter Beachtung der in § 2 BHG
festgelegten Ziele zu besorgen:

1. Die Aufnahme von Finanzschulden des
Bundes,

2. den Abschluß von Währungstauschverträgen
und sonstiger Kreditoperationen, das sind
insbesondere Verträge über
a) den Austausch von Fixzinsbeträgen mit

variabel verzinsten Beträgen in der glei-
chen Währung und

b) den Austausch von Zins- und/oder Kapi-
talbeträgen in verschiedener Währung,

3. die Neustrukturierung der in Z 1 und 2
genannten Kreditoperationen einschließlich
der bei Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
bestehenden Finanzschulden, Währungs-
tauschverträge und sonstiger Kreditoperatio-
nen, sofern dadurch das Währungsrisiko oder
der Zinsaufwand vermindert werden oder die
Tilgungsstruktur verbessert wird und
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4. die Bedienung der Kreditoperationen nach Z 1
bis 3 einschließlich der bei Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes bestehenden Finanzschulden,
Währungstauschverträgen und sonstiger Kre-
ditoperationen,

5. die Besorgung der zentralen Kassenverwal-
tung des Bundes gemäß § 40 Abs. 1 und 3
BHG,

6. die Besorgung der Aufgaben des Nullkupon-
fonds gemäß dem Nullkuponfondsgesetz,

7. die Veranlagung der Mittel des Innovations-
und Technologiefonds gemäß dem Innova-
tions- und Technologiefondsgesetz, sowie des
Katastrophenfonds gemäß dem Katastrophen-
fondsgesetz,

8. die Veranlassung von wirtschaftlich sinnvollen
Umschuldungsmaßnahmen nach Artikel II § 2
Abs. 1 des Bundesgesetzes über die Regelung
finanzieller Beziehungen zwischen dem Bund
und der Österreichischen Industrieholding
Aktiengesellschaft.

(2) Die ÖBFA hat sich nach Aufforderung des
Bundesministers für Finanzen gutachtlich zu
sonstigen Finanzierungsvorhaben mit Auswirkun-
gen auf den Bundeshaushalt zu äußern.

Vorstand

§ 3. (1) Der Vorstand der ÖBFA besteht aus
mindestens zwei vom Bundesminister für Finanzen
zu bestellenden Geschäftsführern. Zu Geschäftsfüh-
rern dürfen nur in den Bereichen des Kredit- oder
des Haushaltswesens fachkundige Personen bestellt
werden.

(2) Der Bundesminister für Finanzen kann den
Geschäftsführern der ÖBFA Weisungen betreffend
die Besorgungen der Aufgaben gemäß § 2 Abs. 1
erteilen.

(3) Der Bundesminister für Finanzen hat die
Bestellung zum Geschäftsführer zu widerrufen,
wenn ein Geschäftsführer eine Weisung gemäß
Abs. 2 nicht befolgt. In diesen Fällen ist unverzüg-
lich ein neuer Geschäftsführer zu bestellen.

§ 4. (1) Jeder der Geschäftsführer ist für sich
alleine zur Geschäftsführung berufen. Wenn einer
der Geschäftsführer gegen die Vornahme einer zur
Geschäftsführung gehörenden Handlung Wider-
spruch erhebt, so muß dieselbe vorerst unterbleiben
und ist die Entscheidung des Aufsichtsrates
einzuholen.

(2) In den folgenden Angelegenheiten hat die
Vornahme von Handlungen der Geschäftsführung
einstimmig mit Zustimmung des Aufsichtsrates zu
erfolgen:

1. Auswahl der Währungen und Finanzierungs-
instrumente,

2. Auswahl der Verzinsungsform,
3. Beurteilung (Rating) der Vertragspartner bei

Währungstauschverträgen,

4. Neustrukturierungs- und Umschuldungsmaß-
nahmen,

5. monatliche Festsetzung der Liquidität des
Bundes,

6. Festlegung der Veranlagungsrichtlinien und
des Ratings der Schuldner bei Agenden gemäß
§ 2 Z 2 bis 4 und

7. die Durchführung sonstiger Kreditoperatio-
nen.

(3) Der Vorstand hat dem Bundesminister für
Finanzen und dem Aufsichtsrat jährlich Bericht über
die Erfüllung der Aufgaben der ÖBFA gemäß § 2
Abs. 1 sowie vierteljährlich Zwischenbericht jeweils
binnen vier Wochen nach Ablauf des Berichtszeit-
raumes zu erstatten.

Aufsichtsrat

§ 5. (1) Der Aufsichtsrat besteht aus fünf
Mitgliedern. Es dürfen nur in den Bereichen des
Kredit- oder des Haushaltswesens fachkundige
Personen bestellt werden.

(2) Außer den in § 30 a bis j GmbH-G genannten
Personen dürfen auch folgende Personen nicht zu
Mitgliedern des Aufsichtsrates bestellt werden:

1. Mitglieder des Nationalrates, des Bundesrates,
eines Landtages, der Bundesregierung oder
einer Landesregierung sowie

2. Personen, die in Bezug auf die Aufgaben der
ÖBFA in einem Interessenkonflikt zu den
Interessen des Bundes stehen.

§ 6. (1) Außerordentliche Aufsichtsratssitzungen
sind auf Antrag des Bundesministers für Finanzen
unverzüglich einzuberufen.

(2) Die Niederschrift über die Aufsichtsratssit-
zung ist dem Bundesminister für Finanzen unver-
züglich zu übermitteln.

§ 7. Der Bund hat die Aufwendungen der ÖBFA
unter Einrechnung allfällig geleisteter Vorschüsse in
dem Ausmaß abzudecken, in dem diese die Erträge
der ÖBFA übersteigen.

§ 8. (1) Der Bundesminister für Finanzen ist
berechtigt,

1. von der ÖBFA Auskünfte über alle Geschäfts-
fälle und die Vorlage von Ausweisen in
bestimmter Form und Gliederung zu verlan-
gen,

2. jederzeit in die Bücher, Schriftstücke und
Datenträger der ÖBFA Einschau zu nehmen
und hiezu auch Überprüfungen an Ort und
Stelle vorzunehmen und

3. den Abschlußprüfer der ÖBFA und sonstige
sachkundige Personen mit Überprüfungen im
Sinne der Z 2 zu beauftragen.

(2) Der geprüfte Jahresabschluß und der
Prüfungsbericht über den Jahresabschluß mit
Anhang und Lagebericht sind dem Bundesminister
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für Finanzen binnen sechs Monaten nach Ablauf des
Geschäftsjahres zu übermitteln.

(3) Die ÖBFA hat eine Innenrevision einzurich-
ten und kann sich dabei eines Wirtschaftstreuhän-
ders bedienen.

§ 9. Die ÖBFA ist abgabenrechtlich wie eine
Körperschaft öffentlichen Rechts zu behandeln, die
im Rahmen ihres gesetzlichen Aufgabenbereiches
keine Erwerbszwecke verfolgt.

Schlußbestimmungen

§ 10. Soweit in diesem Bundesgesetz auf andere
Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer
jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

§ 11. (1) § 2 tritt mit 1. Jänner 1993 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Artikel II

Bundeshaushaltsgesetz 1986

Das Bundeshaushaltsgesetz 1986, zuletzt geän-
dert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 689/1991,
wird wie folgt geändert:

1. Am Ende des § 5 Abs. 2 Z 5 wird der Punkt
durch einen Strichpunkt ersetzt; folgende Z 6 wird
angefügt:
„6. die Mitglieder des Vorstandes der Österreichi-

schen Bundesfinanzierungsagentur (ÖBFA) in
Bezug auf die Erfüllung der Aufgaben der
ÖBFA gemäß § 2 Abs. 1 des Bundesfinanzie-
rungsgesetzes, BGBl. Nr. 763/1992."

2. Dem § 100 wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) § 5 Abs. 2 Z 6 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 763/1992 tritt mit
1. Jänner 1993 in Kraft."

Artikel III

Prokuraturgesetz

Das Prokuraturgesetz 1945, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 343/1989, wird
wie folgt geändert:

1. Am Ende des § 2 Abs. 1 Z 4 wird der Punkt
durch einen Strichpunkt ersetzt; folgende Z 5 wird
angefügt:

„5. die Österreichische Bundesfinanzierungsagen-
tur."

2. Der bisherige § 2 Abs. 2 des Prokuraturgeset-
zes erhält die Bezeichnung „(3)".

3. § 2 Abs. 2 Prokuraturgesetz lautet:

„(2) Nachstehende Rechtsträger können sich von
der Finanzprokuratur unbeschadet der Rechte und

Pflichten der Gesellschaftsorgane rechtlich beraten
und vertreten lassen:

1. Die Museumsquartier-Errichtungs- und Be-
triebsgesellschaft m.b.H.;

2. die Schloß Schönbrunn Kultur- und Betriebs-
gesellschaft m.b.H. und

3. die Schönbrunner Tiergarten-Gesellschaft
m.b.H."

4. Dem § 14 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) § 2 Abs. 1 Z 5 und § 2 Abs. 2 in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 763/1992 treten mit
1. Jänner 1993 in Kraft."

Artikel IV

Postsparkassengesetz

Das Postsparkassengesetz, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 325/1986, wird
wie folgt geändert:

1. § 5 Z 3 lit. a lautet:
,,a) Empfehlungen an den Bundesminister für

Finanzen betreffend volkswirtschaftliche Aus-
wirkungen der Finanzoperationen im Zusam-
menhang mit der Finanzschuld des Bundes auf
Basis der Ergebnisse von Untersuchungen und
Analysen der Geld- und Kapitalmärkte;

2. Der bisherige § 29 wird mit § 29 Abs. 1
bezeichnet; folgender Abs. 2 wird angefügt:

„(2) § 5 Z 3 lit. a in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. Nr. 763/1992 tritt mit 1. Jänner 1993 in
Kraft."

Klestil

Vranitzky

7 6 4 . Bundesgesetz, mit dem das Nullkupon-
fondsgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Nullkuponfondsgesetz, BGBl. Nr. 82/1986,
wird wie folgt geändert:

1. § 2 lautet:

„§ 2. Nullkuponfinanzschulden im Sinne dieses
Bundesgesetzes sind Finanzschulden des Bundes mit
einer ursprünglichen Laufzeit von länger als fünf
Jahren, bei denen auch unter Berücksichtigung von
eventuellen Währungstauschverträgen keine Zins-
aufwendungen während der Laufzeit, sondern erst
am Ende der Laufzeit kumuliert in Form von
Tilgungsagios anfallen."

2. § 4 lautet:

„§ 4. Der Nullkuponfonds hat die vom Bund
überwiesenen Mittel bestmöglich zu veranlagen.
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Eine Direktveranlagung beim Bund ist unzulässig.
Die Veranlagung kann insbesondere in Form von
Krediten, Darlehen, Wertpapierkäufen sowie Einla-
gen erfolgen. Die jährliche Aufteilung der zahlungs-
wirksam realisierten Veranlagungserträge erfolgt im
Verhältnis der ursprünglich überwiesenen Mittel
gemäß § 3 zuzüglich bereits zugeordneter Veranla-
gungserträge. Am Ende der Laufzeit jeder Nullku-
ponfinanzschuld hat der Nullkuponfonds die hiefür
insgesamt überwiesenen Mittel samt den insgesamt
zugehörigen zahlungswirksam realisierten Veranla-
gungserträgen dem Bund in jener Währung zur
Verfügung zu stellen, in der die Zinsenverpflichtung
des Bundes eingegangen wurde."

3. Folgender § 7 wird angefügt:

„§ 7. Die §§ 2 und 4 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 764/1992 treten mit
1. November 1992 in Kraft."

Klestil

Vranitzky

765. Bundesgesetz, mit dem das Kunstförde-
rungsbeitragsgesetz 1981 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Kunstförderungsbeitragsgesetz 1981, BGBl.
Nr. 573/1981, zuletzt geändert durch Bundesgesetz
BGBl. Nr. 740/1988, wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Inhaber einer unbefristeten Rundfunk-
Hauptbewilligung haben an den Bund jährlich eine
Abgabe in der Höhe von 55 S zu entrichten
(Kunstförderungsbeitrag)."

2. Nach § 5 wird folgender § 6 angefügt:

„§ 6. § 1 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. Nr. 765/1992 tritt mit 1. Jänner 1993 in
Kraft."

Klestil
Vranitzky

766. Bundesgesetz über die Zeichnung von
zusätzlichen Kapitalanteilen bei der Inter-

nationalen Finanzcorporation (IFC)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die Republik Österreich zeichnet bei der
Internationalen Finanzcorporation 8 583 zusätzli-
che Kapitalanteile in Höhe von je 1 000 US-Dollar.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Klestil

Vranitzky

7 6 7 . Bundesgesetz über die Leistung eines
weiteren Beitrages zur Weltbank-Konsultativ-
gruppe für internationale landwirtschaftliche

Forschung (CGIAR)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die Republik Österreich leistet zur Welt-
bank-Konsultativgruppe für internationale land-
wirtschaftliche Forschung für die Jahre 1993, 1994
und 1995 einen Beitrag in Höhe von 4,5 Millionen
US-Dollar.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Klestil
Vranitzky

7 6 8 . Bundesgesetz betreffend Förderung der
Special Olympics Welt-Winterspiele für Gei-
stig- und Mehrfachbehinderte 1993 durch
Herausgabe einer Sonderpostmarke mit Zu-

schlag

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Die österreichische Post- und Telegra-
phenverwaltung wird ermächtigt, zu der aus Anlaß
der Special Olympics Welt-Winterspiele für Geistig-
und Mehrfachbehinderte 1993 in Schladming und
Salzburg herauszugebenden Sonderpostmarke zum
Nennwert von 6 S einen Zuschlag in der Höhe von
3 S einzuheben.

(2) Der Bundesminister für Gesundheit, Sport
und Konsumentenschutz wird ermächtigt, den
Zuschlagserlös vermindert um die Herstellungsko-
sten für die Sonderpostmarke, dem Verein „Organi-
sationskomitee der Special Olympics Welt-Winter-
spiele 1993" als Subvention des Bundes zu gewähren
und nach Abrechnung zum Stichtag 30. April 1993
im Juni 1993 zu überweisen. Die Abrechnung des
nach dem 30. April 1993 erzielten Zuschlagserlöses
hat jeweils zum Stichtag 31. Dezember eines jeden
Jahres, erstmals zum Stichtag 31. Dezember 1993
zu erfolgen; zu überweisen sind diese Zuschlagser-
löse jeweils im darauffolgenden Februar.
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§ 2. Der Zuschlagserlös aus der Sonderpostmarke
anläßlich der Special Olympics Welt-Winterspiele
für Geistig- und Mehrfachbehinderte 1993 in
Schladming und Salzburg ist bei Kapitel 78 „Post-
und Telegraphenverwaltung" zweckgebunden zu
verrechnen.

§ 3. Die Gewährung der Förderung aus Bundes-
mitteln ist davon abhängig zu machen, daß sich der
Verein „Organisationskomitee der Special Olym-
pics Welt-Winterspiele 1993" verpflichtet,

1. Organen des Bundes die Überprüfung der
widmungsgemäßen Verwendung der Förde-
rungsmittel durch Einsicht in die Bücher und
Belege sowie durch Besichtigungen an Ort und
Stelle zu gestatten und ihnen die erforderli-
chen Auskünfte zu erteilen,

2. über die Verwendung der Förderungsmittel
unter Vorlage einer zahlenmäßigen Nachwei-
sung über alle mit dem geförderten Vorhaben
zusammenhängenden Einnahmen und Ausga-
ben innerhalb einer angemessenen Frist zu
berichten und

3. den erhaltenen Förderungsbeitrag auf Verlan-
gen der fördernden Stelle rückzuerstatten und
diesen Betrag vom Tage der Auszahlung an
mit 3 vH über dem jeweils geltenden Zinsfuß
für Eskontierungen der Oesterreichischen
Nationalbank pro Jahr zu verzinsen, wenn die
fördernde Stelle über wesentliche Umstände
getäuscht oder unvollständig unterrichtet
worden ist, oder die Förderung widmungswid-
rig verwendet wurde oder vorgesehene Be-
richte oder Nachweise trotz vorangegangener
schriftlicher Mahnung nicht vorgelegt worden
sind.

§ 4. Mit der Vollziehung des § 1 Abs. 2 und § 3 ist
der Bundesminister für Gesundheit, Sport und
Konsumentenschutz, für alle anderen Bestimmun-
gen der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr betraut, für § 1 Abs. 2 und § 2 im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finan-
zen.

Klestil
Vranitzky
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